
Für eine Schwangerschaftsberatung ohne Spießrutenlauf

Frauen haben das Recht auf eine ergebnisoffene und anonyme Beratung vor 
einem möglichen Schwangerschaftsabbruch. Es muss uneingeschränkt sicher-
gestellt sein, dass sie diese Beratung aufsuchen können, ohne bevormundet und 
gedemütigt zu werden. Der pro familia Bundesverband unterstützt die pro familia 
Beratungsstellen Frankfurt, Pforzheim, München und Wiesbaden in ihrer Forde-
rung, dass für Demonstrationen gegen den Schwangerschaftsabbruch vor Bera-
tungsstellen eine Sperrzone gelten muss. Nur so können Frauen unbehelligt die 
gesetzlich vorgeschriebene Beratung wahrnehmen.

Seit Aschermittwoch demonstrieren Gegner*innen reproduktiver Selbstbestim-
mung von „40daysforlife“ vor den pro familia Beratungsstellen in Frankfurt, 
Pforzheim und Wiesbaden. In München stehen an jedem 24. oder 25. des Mo-
nats Verfechter*innen reproduktiver Dogmen vor der Beratungsstelle. Erklärtes 
Ziel aller Demonstrierenden ist es, Schwangerschaftsabbrüche in Deutschland 
zu verhindern und die Mitarbeiter*innen der Beratungsstellen zu „bekehren“. Sie 
beeinflussen ratsuchende Frauen, Männer und Paare mit Parolen, großen Fotos 
von Embryos, lauten Gebeten und Gesängen und mit aufgestellten kleinen Kin-
dersarg-Attrappen. Der Gang in die gesetzlich vorgeschriebene Beratung vor ei-
nem möglichen Schwangerschaftsabbruch wird auf diese Weise zu einem Spieß-
rutenlauf. Diese Demonstrationen behindern Frauen, Männer und Paare in der 
Wahrnehmung ihres Rechts auf eine verantwortungsvolle und selbstbestimm-
te Familienplanung und auf Informationen und Beratung im Falle ungeplanter 
Schwangerschaften.

„Ungewollt schwangere Frauen werden gedemütigt und traumatisiert. Das kön-
nen und wollen wir nicht hinnehmen“, betont Prof. Dr. Davina Höblich, Bundes-
vorsitzende von pro familia. „Unsere staatlich anerkannten Beratungsstellen ha-
ben den gesetzlichen Auftrag, die Beratung nach §219 StGB durchzuführen. Sie 
müssen dieser Aufgabe in Ruhe nachkommen können. Das Gesetz sieht außer-
dem vor, dass es bei der Beratung keinerlei Beeinflussung von außen geben darf. 
Angesichts der massiven Eingriffe ist dies nicht möglich.“

Der Gesetzgeber ist aufgefordert, sicherzustellen, dass Schwangerschaftsbera-
tungsstellen ihren gesetzliche Auftrag erfüllen können: Frauen zu helfen, eine 
verantwortliche und gewissenhafte Entscheidung zu treffen und dabei gemäß 
§5 Absatz 1 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes zu handeln: „Die Beratung ist 
ergebnisoffen zu führen und geht von der Verantwortung der Frau aus. Sie soll 
ermutigen und Verständnis wecken, nicht belehren oder bevormunden“.
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